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Gesetz zur Änderung der Verfassung 
des Landes Baden-Württemberg

Der Landtag hat am 20. Mai 2020 unter Beachtung des 
Artikels 64 Absatz 2 der Verfassung das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Verfassung des Landes 

Baden-Württemberg

Artikel 84 der Verfassung des Landes Baden-Württem-
berg vom 11. November 1953 (GBl. S. 173), die zuletzt 
durch Gesetz vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1032) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 84

(1) Einnahmen und Ausgaben sind grundsätzlich ohne 
Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Einnahmen aus 
Krediten im Sinne von Satz 1 entstehen dem Land auch 
dann, wenn Kredite von Fonds, Einrichtungen und Unter-
nehmen des Landes, die gemäß den gesetzlichen Vorga-
ben der Europäischen Union dem Staatssektor zuzurech-
nen sind, aufgenommen werden und wenn der daraus fol-
gende Schuldendienst aus dem Landeshaushalt erbracht 
wird oder künftig zu erbringen ist. 
(2) Bei einer von der Normallage abweichenden kon-
junkturellen Entwicklung kann von Absatz 1 abgewichen 
werden. In diesem Fall sind die Auswirkungen auf den 
Haushalt im Auf- und Abschwung symmetrisch zu be-
rücksichtigen. 
(3) Im Falle von Naturkatastrophen oder außergewöhn-
lichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Landes 
Baden-Württemberg entziehen und dessen Finanzlage 
erheblich beeinträchtigen, kann von den Vorgaben nach 
Absatz 1 und 2 abgewichen werden. Die Feststellung, 
dass eine Naturkatastrophe im Sinne von Satz 1 vorliegt, 
trifft der Landtag mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Die 
Feststellung, dass eine außergewöhnliche Notsituation im 
Sinne von Satz 1 vorliegt, trifft der Landtag bei Anwesen-
heit von mindestens zwei Dritteln seiner Mitglieder mit 
einer Zweidrittelmehrheit, die jedoch mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder betragen muss. Über die Höhe der in-

soweit erforderlichen Kreditermächtigung beschließt der 
Landtag mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der 
Beschluss nach Satz 4 ist mit einem Tilgungsplan zu ver-
binden. Die Rückführung der nach Satz 1 aufgenomme-
nen Kredite hat binnen eines angemessenen Zeitraumes 
zu erfolgen. 
(4) Die Aufnahme von Krediten sowie jede Übernahme 
von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleis-
tungen bedürfen einer Ermächtigung durch Gesetz. 
(5) Näheres, insbesondere die Bereinigung der Einnah-
men und Ausgaben um finanzielle Transaktionen und das 
Verfahren zur Berechnung der Vorgaben der Absätze 1 
und 2 unter Berücksichtigung der konjunkturellen Ent-
wicklung auf der Grundlage eines Konjunkturbereini-
gungsverfahrens sowie die Kontrolle und den Ausgleich 
von Abweichungen von diesen Vorgaben, regelt ein Ge-
setz.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.
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